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1　Problemstellung
Der deutsche Arbeitsmarkt ist im Umbruch. Lange Zeit galt der rechtliche Rah-
men als zu starr, als zu strikt reguliert, um das Beschäftigungsniveau steigern und 
die anhaltende Massenarbeitslosigkeit überwinden zu können. Dieses Bild hat sich 
spätestens seit der Finanzkrise 2008/09 gründlich geändert. Seitdem ist sogar vom 
deutschen Beschäftigungswunder die Rede. Erst die positiven Erfahrungen bei 
der Bewältigung der durch die Finanzkrise verursachten Beschäftigungsprobleme 
haben zahlreichen Kritikern der bestehenden Regelungsstrukturen vor Augen 
geführt, über welche Anpassungspotenziale der Arbeitsmarkt mittlerweile verfügt. 
Hauptsächlich dem massiven Einsatz unterschiedlicher Formen der Arbeitszeit-
verkürzung ist zuzuschreiben, dass in Deutschland die Beschäftigung trotz eines 
im internationalen Vergleich äußerst scharfen Einbruchs des Bruttosozialproduk-
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tes insgesamt stabil blieb. Vor allem tarifvertragliche Regelungen hatten in den 
letzten beiden Jahrzehnten den Spielraum für flexible Arbeitszeitformen erweitert. 
Weitgehend verstummt sind seitdem die Klagen über den angeblich sklerotischen 
Arbeitsmarkt. 
Beschäftigungsstabilität ist aber nur die halbe Wahrheit über die Wirkungen von 
Flexibilität. Für einen Teil der Beschäftigten bedeutet Flexibilität erhöhte Instabili-
tät und soziale Prekarität. Die Deregulierungen speziell im Rahmen der sogenann-
ten Hartz-Gesetze sorgten für eine Zunahme atypischer Beschäftigungsformen 
mit vergleichsweise erhöhten sozialen Risiken. Die erweiterte Flexibilität vertiefte 
zugleich die Spaltung am Arbeitsmarkt zwischen Normalarbeitsverhältnissen 
（NAV） mit relativ hoher Arbeitsplatzsicherheit und dem wachsenden Segment der 
atypisch Beschäftigten. Sozialer Aufstieg wurde schwieriger. 
Diese Wirkungsmuster sollen nachfolgend skizziert werden. Zunächst ist darzule-
gen, wie sich die rechtlich-institutionellen Rahmenbedingungen am Arbeitsmarkt 
durch Deregulierungen verändert haben, wie der Spielraum für Flexibilität ausge-
weitet wurde. Die anschließenden Ausführungen zeigen, wie die Nutzung interner 
Flexibilität auf der Basis von verschiedenen Formen der Arbeitszeitanpassung 
dazu beigetragen hat, die Beschäftigung in der Finanzkrise 2008/09 zu stabilisie-
ren. Das nachfolgende Kapitel behandelt die Ausweitung atypischer Beschäfti-
gungsformen und zeigt auf, dass diese Entwicklung mit erhöhten Risiken sozialer 
Prekarität verbunden ist. Ein kurzes Fazit beschließt den Beitrag. 
2　Erweiterter rechtlich-institutioneller Rahmen für mehr Flexibilität
2.1  Formen der Flexibilität
Versteht man Flexibilität als die Fähigkeit, den Arbeitseinsatz vor allem quanti-
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tativ variieren zu können, dann können die Gestaltungsanforderungen nachfrage- 
oder angebotsseitig definiert sein. Angebotsseitige Anforderungen an erweiterte 
Flexibilität vor allem im Rahmen selbstbestimmter variabler Arbeitszeiten, die 
den Beschäftigten bessere Möglichkeiten einräumen, private mit betrieblichen Ar-
beitszeitanforderungen auszubalancieren, bleiben nachfolgend ausgeblendet. Auf 
Nachfrageänderungen können Betriebe mit unterschiedlichen Flexibilitätsformen 
reagieren. Sie lassen sich nach einer u. a. von der OECD verwendeten Typologie 
unterscheiden （Atkinson 1984; OECD 1986）. 
Als Ausgangspunkt dient die Unterscheidung zwischen den Hauptdimensionen 
interne und externe Flexibilität, die sich jeweils weiter ausdifferenzieren lassen. Mit 
der ersten Dimension, der internen Flexibilität, sind sämtliche betrieblichen Strate-
gien gemeint, die eine Anpassung des Arbeitskräfteeinsatzes an veränderte Nach-
fragebedingungen ohne Rückgriff auf den externen Arbeitsmarkt und ohne Än-
derungen in der Zahl der eingesetzten Beschäftigten ermöglichen. Hierzu gehört 
vor allem die Variation der Dauer der Arbeitszeit （intern-numerische Flexibilität）, des 
Lohnes bzw. des Einkommens （monetäre Flexibilität）, der Arbeitsorganisation und 
der Qualifikation （funktionale Flexibilität） sowie ergänzend zur Typologie der OECD 
die quantitativ-zeitpunktbezogene Anpassung von Lage und Verteilung der Arbeits-
zeit （temporale Flexibilität）, wie sie vor allem Minijobs und Teilzeitarbeit （incl. Midi-
jobs） bieten （Keller/Seifert 2007）. Demgegenüber basiert externe Flexibilität vor allem 
auf der Anpassung der Beschäftigtenzahl （durch Entlassungen und Einstellungen）, 
zunehmend aber auch auf der Befristung der Arbeitsverhältnisse und der Leihar-
beit. Zu den Instrumenten externer Flexibilität gehören neben arbeitsrechtlichen 
Regelungen zum Kündigungsschutz, zu Leiharbeit und befristeter Beschäftigung 
auch Lohnkostensubventionen （extern-monetäre Flexibilität）. 
Diese Formen können sich ergänzen, oder auch substituieren. Vielfältige Kombina-
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tionsmöglichkeiten sind möglich. Sie bieten den Betrieben ein breites Spektrum an 
Anpassungsvarianten, um je nach Problemkonstellation gezielt auf Ad-hoc-Bedarf, 
auf saisonale oder konjunkturelle Schwankungen oder strukturelle Änderungen 
reagieren zu können. Das Anpassungspotenzial ist seit Mitte der 1990er Jahre 
nicht nur insgesamt gewachsen, es ist zugleich vielfältiger geworden und erlaubt 
differenzierte Lösungen für Betriebe und auch einzelne Betriebsteile. Welche Inst-
rumente in welcher Kombination und Dosierung jeweils zur Anwendung kommen, 
hängt nicht nur von den Problemkonstellationen, dem gesetzlichen und tariflichen 
Regelungsrahmen, den betrieblichen Macht- und Aushandlungsprozessen zwischen 
Management und betrieblichen Interessenvertretungen ab, sondern auch von den 
jeweiligen Kostenstrukturen und -kalkülen.
2.2  Ausbau der Flexibilität
Sämtliche Formen der Flexibilität haben in den letzten beiden Jahrzehnten schritt-
weise an Spielraum gewonnen. Für mehr externe Flexibilität sorgten gesetzliche 
Änderungen vor allem im Rahmen der Hartz-Reformen, die Ausweitung interner 
Flexibilität ist primär tarifvertraglichen Vereinbarungen zuzuschreiben （Seifert/
Struck 2009）. 
Erweiterte externe Flexibilität
Den Spielraum für externe Flexibilität hatten vor allem die sogenannten Hartz-
Gesetze von 2003/04 erweitert: 
–  Bei der Leiharbeit entfielen die Grenzen für die Überlassungsdauer sowie das 
Synchronisations- und das Wiedereinstellungsverbot;
–  die sachgrundlose Befristung wurde auf zwei Jahre ausgeweitet und kann 
durch Tarifverträge verlängert werden;
–  die Verdienstgrenzen für geringfügige Beschäftigung wurden auf 400 Euro 
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erhöht, die vormalige Zeitgrenze von 15 Stunden pro Woche abgeschafft;
–  Midijobs wurden als neue Beschäftigungsform eingeführt, bei denen die Sozi-
alabgaben in einer Gleitzone zwischen 400 und 800 Euro allmählich auf den 
vollen Abgabensatz ansteigen;
–  gelockert wurde ferner der Kündigungsschutz （heraufgesetzter Schwellenwert 
der Anwendbarkeit von fünf auf zehn Beschäftigte）. 
Diese Deregulierungen erweitern das betriebliche Handlungspotenzial, um bei unsi-
cheren Beschäftigungsperspektiven mit vereinfachten Entlassungsprozeduren und 
geringeren Kosten auf den externen Arbeitsmarkt zurückgreifen und befristet den 
Arbeitseinsatz aufstocken und umgekehrt auch wieder reduzieren zu können. 
Die Neuregelungen der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse （Mini- und Midi-
jobs） erhöhen den Spielraum für intern-temporale Flexibilität. 
Erweiterte interne Flexibilität
Erweiterungen der internen Flexibilität gehen auf das Konto der Tarifvertragsparteien. 
In zahlreichen Tarifverträgen vereinbarten sie seit der ersten Hälfte der 1990er 
Jahre Öffnungsklauseln. Sie bieten den betrieblichen Akteuren, Management und 
Betriebsräten, neue Möglichkeiten, bei der Arbeitszeit （intern numerische Flexibili-
tät） und beim Einkommen （monetäre Flexibilität） von den branchenweit geltenden 
tariflichen Standards innerhalb festgelegter Grenzen abzuweichen （Seifert/Massa-
Wirth 2005）. Zuvor war es den betrieblichen Akteuren nicht erlaubt, von den ta-
riflichen Standards, die in Deutschland in aller Regel einheitlich für einen ganzen 
Wirtschaftsbereich gelten, nach unten abzuweichen. Abweichungen waren nur 
gestattet, wenn diese die Beschäftigten besser stellen, als in den Branchentarifen 
vereinbart （Günstigkeitsprinzip）. Seitdem können die Betriebsparteien die tariflichen 
Niveaus in （tariflich festgelegten） Bandbreiten unterschreiten, meistens geschieht dies 
im Rahmen von Bündnissen für Arbeit （Seifert 2002; Massa-Wirth 2007）. Monetäre 
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Flexibilität beschränkt sich nicht nur auf den Wegfall von übertariflichen Einkom-
menskomponenten, sondern kann auch bedeuten, dass Tarifstandards beim Ent-
gelt unterschritten werden. 
Zu diesen Flexibilität erhöhenden Tarifverträgen gehören die sogenannten Band-
breitenmodelle bei der Standardarbeitszeit. Sie erlauben, die tarifliche Arbeitszeit 
im Rahmen betrieblicher Vereinbarungen zu unterschreiten, z. B. in der Metall-
industrie von 35 auf bis zu 30 Stunden. Umgekehrt ist es aber auch möglich, die 
wöchentliche Arbeitszeit für einen bestimmten Zeitraum über das Standardniveau 
von 35 Stunden hinaus auf bis zu 40 Stunden zu verlängern. Befristete Verkürzun-
gen der regelmäßigen Arbeitszeit können sich auf den ganzen Betrieb, Teile des 
Betriebes oder Gruppen von Beschäftigten beziehen. 
Intern-numerische Flexibilität basiert schließlich wesentlich auf Arbeitszeitkonten. 
Seit Mitte der 1980er Jahre wurden sie in unterschiedlichen Formen （Überstunden-, 
Flexi- oder Langzeitkonten） eingeführt. Mittlerweile kann mehr als die Hälfte aller 
Beschäftigten die tariflich vereinbarte Arbeitszeit mit Hilfe von Zeitkonten orga-
nisieren （Seifert et al. 2013）. Überwiegend sind die Spielräume für die Nutzung von 
Arbeitszeitkonten genau geregelt. Das gilt vor allem für die Grenzen, Zeitguthaben 
oder –schulden zu bilden, ebenso für die Zeiträume, innerhalb derer die Zeitgutha-
ben ausgeglichen werden müssen, aber auch für die Modalitäten, die Zeitguthaben 
zu nutzen. 
2.3  Interne Flexibilität stabilisiert Beschäftigung in der Krise 2008/09
Der erweiterte Handlungsrahmen für Flexibilität bot günstige Voraussetzungen, 
den wegen ihrer starken Exportabhängigkeit scharfen weltweiten Nachfrageeinbruch 
2008 in der deutschen Wirtschaft beschäftigungspolitisch gut abzufedern. Obwohl 
das Bruttoinlandsprodukt in den Jahren 2008/09 mit insgesamt über sechs Prozent 
im internationalen Vergleich besonders stark einbrach, blieb die Beschäftigung 
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gesamtwirtschaftlich gesehen in Deutschland recht stabil. Diese außergewöhnlich 
günstige Entwicklung ist wesentlich dem kombinierten Einsatz von Arbeitszeit-
konten, tariflichen Korridormodellen und Kurzarbeit zuzuschreiben （Herzog-Stein/
Seifert 2010; Möller 2010; Burda/Hunt 2011; Groß 2013）. Allein auf den Abbau von Zeit-
guthaben und die Bildung von Zeitschulden auf Arbeitszeitkonten entfallen zwei 
Drittel der gesamten Arbeitszeitanpassung im Produzierenden Gewerbe （Groß 
2013）. Kurzarbeit hat weitere 20 Prozent beigetragen. 
Die Unternehmen passten das Arbeitsvolumen weniger über die Zahl der Beschäf-
tigten als vielmehr über deren Arbeitszeiten an. Dadurch konnten sie, mehr oder 
minder von einem abrupten Nachfrageeinbruch überrascht, die Arbeitskosten 
unmittelbar senken und zumindest die Stammbelegschaften halten. Gleichzeitig 
schufen sie günstige Voraussetzungen, um bei einer konjunkturellen Wiederbele-
bung von Produktion und Dienstleistungen mit den vorhandenen, häufig gut einge-
spielten Arbeitsteams den Arbeitseinsatz rasch und vergleichsweise kostengünstig 
ohne Anwerbe- uns Einarbeitungskosten wieder auszuweiten.
Die tariflich erweiterten Spielräume für interne Flexibilität stellen noch keine 
Garantie dar, dass die Betriebe von ihnen auch Gebrauch machen. Sie sind eine 
notwendige, nicht aber hinreichende Voraussetzung, in Krisenzeiten bedrohte 
Beschäftigungsverhältnisse zu sichern. Als weitere Voraussetzung kommen die 
bestehenden Mitbestimmungsrechte durch die Betriebsräte hinzu. Das Betriebs-
verfassungsgesetz （BetrVG） bietet den betrieblichen Interessenvertretern, den 
Betriebsräten, Mitbestimmungsrechte bei der Gestaltung der Arbeitszeit und bei 
der Sicherung bedrohter Beschäftigungsverhältnisse. Um Entlassungen zu verhin-
dern, können sie vom Management verlangen, die Arbeitszeit vorübergehend zu 
verkürzen （§87） und darüber in Verhandlungen zu treten. Entscheidend für das 
Funktionieren interner Flexibilität ist also das Zusammenspiel zwischen tariflichen 
Rahmenbedingungen und den durch die Gesetzgebung gesicherten Mitbestim-
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mungsmöglichkeiten, um die Nutzung der internen Flexibilität zwischen den Be-
triebsparteien auch ausgestalten zu können.
Sowohl die Bundesregierung （Kurzarbeit） als auch die Tarif- und die Betriebsparteien 
stimmten darin überein, auf den Nachfrageeinbruch möglichst nicht mit Entlas-
sungen, sondern so weit wie möglich mit einer Reduzierung der Arbeitszeit zu 
reagieren. Der gebündelte Einsatz von Maßnahmen der internen sollte die an-
sonsten drohende Alternative der externen Flexibilität verhindern. Man kann von 
einer Art neuem Korporatismus oder auch von der deutschen Variante des von 
der Europäischen Kommission in die Diskussion gebrachten Flexicurity-Konzeptes 
sprechen （Keller/Seifert 2008）. 
Häufig handelte es sich um einen Tausch zwischen Management auf der einen 
und Betriebsräten sowie Beschäftigten auf der anderen Seite. Letztere machten im 
Rahmen von sogenannten Bündnissen für Arbeit Zugeständnisse bei der Arbeits-
zeit und teilweise auch beim Einkommen und erhielten im Gegenzug für mehrere 
Jahre Beschäftigungsgarantien. Die Betriebe verpflichteten sich, auf betriebsbe-
dingte Kündigungen zu verzichten. Anders formuliert: Erweiterte interne wurde 
gegen eingeschränkte externe Flexibilität getauscht. Beschäftigte lösten ihre Zeit-
guthaben auf und bildeten teilweise sogar erhebliche Zeitschulden. Die Betriebe 
traten gegenüber den Beschäftigten in Vorleistung, zahlten ihnen weiterhin das 
volle Gehalt, obwohl sie teilweise deutlich kürzer arbeiteten. Als sich Ende 2009 die 
Konjunktur erholte und der Arbeitsbedarf wieder anstieg, mussten die Beschäftig-
ten ihre Zeitschulden „zurückzahlen“ und über die Regelarbeitszeit hinaus länger 
arbeiten. 
Ein prozyklischer Einsatz von Zeitkonten wirkt nicht nur beschäftigungsstabilisie-
rend, er ist zudem kosten- und einkommensneutral. Den Betrieben bleiben gut 
qualifizierte Arbeitskräfte erhalten, sie vermeiden im Unterschied zu Personalabbau 
Entlassungs- und Rekrutierungskosten und verfügen bei wieder anspringender 
Nachfrage über eingespielte Arbeitsteams. Die Beschäftigten behalten ihre Ar-
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beitsplätze, erzielen ein eigenständiges Einkommen. Man kann von einer Win-win-
situation sprechen. Es gibt aber auch Verlierer. Das sind die sogenannten Randbe-
legschaften, in erster Linie Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte, die für die 
Betriebe als konjunktureller Puffer dienen （vgl. Kap. 2.4）.
Neben Formen intern-numerischer Flexibilität nutzten Betriebe auch Formen in-
tern-monetärer Flexibilität, letztere allerdings seltener als die erstgenannten Vari-
anten. Abstriche beim Entgelt und Einschnitte bei den Sozialleistungen wurden in 
etwa 24 Prozent, Arbeitszeitverkürzungen dagegen in gut 77 Prozent der Betriebe 
vereinbart, die ein betriebliches Bündnis zur Sicherung der Beschäftigung abge-
schlossen hatten （Bogedan et al. 2011）. Gegenüber der Rezession 2003 hat sich das 
Anpassungsmuster etwas verändert; der Anteil der Betriebe mit monetären Maß-
nahmen ist gesunken. Der relative Bedeutungsverlust von monetärer Flexibilität 
dürfte damit zu tun haben, dass der Konjunktureinbruch 2008/09 in erster Linie 
auf eine weltweite Nachfrageschwäche zurückgeführt und anders als 2003 nicht 
als eine Folge von Arbeitsmarktrigiditäten oder einer als zu stark angesehenen 
Lohnentwicklung gedeutet wurde （beispielsweise: Sachverständigenrat 2002）. In einer 
durch Nachfragemangel verursachten Krisensituation geht es weniger um die Ver-
besserung der Wettbewerbsfähigkeit als vielmehr darum, den Arbeitseinsatz rasch 
und kostengünstig an eine verminderte Kapazitätsauslastung anzupassen. In einer 
solchen Situation zeigen Arbeitszeitverkürzungen beachtliche Vorteile gegenüber 
rein monetärer Flexibilität. Mit ihrer Hilfe lassen sich nicht nur die Arbeitskosten 
sondern gleichzeitig auch die Arbeitsvolumina reduzieren.
2.4  Externe Flexibilität während der Krise
In gesamtwirtschaftlicher Perspektive blieb die Beschäftigung auch während der 
Krise 2008/09 nahezu konstant. Arbeitsplatzverluste verzeichnete dagegen das 
besonders stark von der Krise betroffene Produzierende Gewerbe. Die Betriebe 
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nutzten sowohl Maßnahmen der internen als auch der externen Flexibilität, um 
das Arbeitsvolumen zu reduzieren. Binnen eines Jahres war die Produktion zwi-
schen April 2008 und April 2009 um über 25 Prozent eingebrochen. Ein derartig 
extremer Rückgang, der in einzelnen Betrieben ein noch höheres Ausmaß hatte, 
war mit einem einzigen Instrument kaum aufzufangen. Die Zahl der Beschäftigten 
schrumpfte in diesem Sektor um knapp 5 Prozent, und rechnet man die nur grob 
abschätzbare Zahl der im Verarbeitenden Gewerbe eingesetzten Leiharbeitnehmer 
hinzu1）, vermutlich um insgesamt etwa 8 Prozent. 
Leiharbeit spielte bei der Anpassung des Arbeitseinsatzes eine bedeutsame Rolle. 
Die starke Konjunkturabhängigkeit zeigt Schaubild 1. Während im konjunkturellen 
Aufschwung zwischen 2005 und 2008 die Zahl der Leiharbeitnehmer kräftig um 
75 Prozent zugelegt hatte, war sie mit Beginn der Krise innerhalb eines Jahres um 
gut 23 Prozent geschrumpft, schnellte aber mit anziehender Konjunktur bis Ende 
1）　Die Zahl der Leiharbeitnehmer wird statistisch dem Dienstleistungsbereich zuge-
rechnet. Es fehlen Angaben über die Branchenzugehörigkeit der Entleihbetriebe und 
die Zahl der dort eingesetzten Leiharbeitnehmer. 
1994     1996     1998     2000    2002     2004     2006     2008    2010
1,000,000
900,000
800,000
700,000
600,000
500,000
400,000
300,000
200,000
100,000
0
Insgesamt
Männer
Frauen
Quelle: Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen.
Schaubild 1: Leiharbeitnehmer 1994─2010
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2010 wieder um knapp 50 Prozent in die Höhe.2）Keine Beschäftigungsform zeigt 
ein derartig ausgeprägtes Konjunkturmuster （Spermann 2011）. 
Ein stark zyklischer Verlauf kennzeichnet auch den Einsatz befristeter Beschäfti-
gungen （Hohendanner 2010）. Stammarbeitskräfte waren dagegen weniger stark als 
in früheren Konjunkturabschwüngen von Arbeitsplatzverlusten betroffen （Herzog-
Stein/Seifert 2010）. Der Konjunktureinbruch ging also vor allem zu Lasten von aty-
pisch Beschäftigten, die als flexibler Puffer wirkten. 
3　Segmentierter Arbeitsmarkt
Der Arbeitsmarkt in Deutschland zeigt eine zunehmende Segmentierung. Norma-
larbeitsverhältnissen, die mithilfe interner Flexibilität selbst in scharfen Konjunk-
turkrisen relativ gesichert bleiben, stehen atypische Beschäftigungsformen gegen-
über mit teilweise hohen Arbeitsplatzrisiken und prekären Arbeitsbedingungen. Die 
Arbeitsbedingungen driften auseinander. Beigetragen zu dieser Spaltung hat die 
in den letzten beiden Jahrzehnten erweiterte Flexibilität. Während interne Fle-
xibilität, wie in Kap. 2.3 gezeigt, helfen kann, Beschäftigung zu stabilisieren, kann 
externe Flexibilität das genaue Gegenteil bewirken und die Expansion atypischer 
Beschäftigung mit vergleichsweise geringer Arbeitsplatzsicherheit fördern.
Als atypisch gelten Beschäftigungsverhältnisse, die nicht den Kriterien des NAV 
entsprechen. Das NAV ist gekennzeichnet durch unbefristete Vollzeittätigkeit mit 
voller Absicherung durch die sozialen Sicherungssysteme und mit Weisungsbe-
fugnis durch den Arbeitgeber. Ist mindestens eins dieser Kriterien nicht erfüllt, 
2）　Würde man die Entwicklung der Leiharbeit nur im Bereich des Produzierenden Ge-
werbes betrachten, dann dürfte die Konjunkturkurve der Leiharbeit noch wesentlich 
ausgeprägter verlaufen.   
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spricht man von atypischer Beschäftigung: Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäfti-
gung （Minijobs）, Leiharbeit und Befristungen. Es können auch mehrere Kriterien 
nicht erfüllt sein, wie z. B. bei befristeter Teilzeitarbeit oder befristeter Leiharbeit 
auf Teilzeitbasis.
3.1  Expansion atypischer Beschäftigung
Atypische Beschäftigungsverhältnisse gewinnen an Bedeutung. Auf diese Beschäf-
tigungsformen entfielen 2012 über 38 Prozent （Tabelle 1）. Seit Beginn der 1990er 
Jahre hat sich der Anteil nahezu verdoppelt. Einbezogen in diesen Wert sind alle 
Teilzeit-Beschäftigungsverhältnisse, die weniger als eine Vollzeittätigkeit von min-
destens 35 Wochenstunden ausüben. Bezieht man, wie es das Statistische Bundes-
amt tut, nur Teilzeitarbeit mit weniger als 21 Stunden als Teilzeit ein, dann kommt 
man für 2010 auf einen Anteil von atypischer Beschäftigung von 25,4 Prozent. 
Allerdings wird bei dieser Definition knapp die Hälfte aller Midi-Jobs nicht den ge-
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Quelle: Hohendanner 2013
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ringfügigen bzw. atypischen sondern den Normalarbeitsverhältnissen zugerechnet. 
Von einem Randphänomen kann also längst nicht mehr die Rede sein. Das NAV 
behauptet zwar noch seine dominierende Position, stellt aber den abnehmenden 
Regelfall, atypische Formen den zunehmenden Ausnahmefall dar. Teilzeitarbeit 
ist mit über einem Viertel die bei Weitem bedeutendste Variante, gefolgt von den 
Minijobs. Etwa jedes zehnte Beschäftigungsverhältnis ist befristet. Der Anteil der 
Leiharbeitnehmer liegt bei etwas über zwei Prozent.
Dramatisch höher liegen die Anteile atypischer Beschäftigung bei neu abgeschlos-
senen Arbeitsverhältnissen. Fast jede zweite neu aufgenommene Arbeit erfolgt auf 
zunächst befristeter, also auf unsicherer Basis （Schaubild 2）. Die stärksten Zuwächse 
verzeichnen Leiharbeit und Midijobs, （Tätigkeiten zwischen 401 seit 2013 451 und 800 
bzw. 851 Euro, für die gestaffelte Beiträge zur Sozialversicherung zu zahlen sind）, deren 
Anteil sich seit den Hartz-Reformen Mitte der 2000er Jahre verdoppelte, die quan-
titativ jedoch eine untergeordnete Rolle spielen （Tabelle 1）.
Die nach den Hartz-Reformen zunächst starke Expansion der Minijobs hat sich seit 
2007 abgeflacht, die Zahl der ausschließlichen Minijobber blieb in etwa konstant, 
die der Minijobber, die in Nebentätigkeit die Abgabenfreiheit nutzen, stieg dage-
gen. Während Teilzeit stetig zunimmt, wächst der Anteil der befristet Beschäftig-
ten seit 2005 nur noch langsam und stagnierte phasenweise. 
Die Zahl der Leiharbeitnehmer hat 2013 trotz der insgesamt günstigen Beschäfti-
gungsentwicklung nicht mehr weiter zugenommen. Stagnation zeichnet sich ab. 
Ausschlaggebend für das gebremste Wachstum dürften die in zahlreichen Tarif-
bereichen vereinbarten Branchenzuschläge sein, die mit wachsender Verleihdauer 
den Lohnsatz für Leiharbeitnehmer erhöhen und schrittweise an das Niveau ver-
gleichbarer Stammbeschäftigter heranführen. Wenn die Expansion der Leiharbeit 
zum Stillstand gekommen ist, bedeutet dies aber nicht, dass Betriebe nicht auch 
weiterhin versuchen, den flexiblen Beschäftigtenrand auszuweiten. Anzeichen 
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sprechen dafür, dass sie zunehmend auf Werkverträge ausweichen.
3.2  Strukturmerkmale
Der Schwerpunkt atypischer Beschäftigungsverhältnisse liegt in wichtigen und zu-
dem expandierenden Dienstleistungsbranchen. Im Gaststätten- und Hotelgewerbe, 
im Bereich Erziehung und Unterricht und im Gesundheitswesen arbeitet gut jeder 
bzw. jede zweite Beschäftigte nicht mehr in einem NAV. Atypische Beschäftigung 
ist hier zur neuen Normalität geworden. Dagegen ist das Verarbeitende Gewerbe 
nach wie vor durch das NAV geprägt, das für 82 Prozent der Beschäftigten gilt. 
Hieran haben auch die Hartz-Reformen von 2003 nur wenig geändert （seinerzeit vor 
den Hartz-Gesetzen 85 Prozent）, wenn man von dem unmittelbar nach der Deregulie-
rung stark gestiegenen Anteil der Leiharbeitnehmer absieht. 
Eng mit diesen Branchen korrespondiert die geschlechtsspezifische Verteilung. 
Atypische Beschäftigung ist weiblich. Die Mehrheit – 55 Prozent – aller Arbeitneh-
merinnen arbeitet jenseits des NAV, aber nur 16 Prozent der Männer. Überpropor-
tional häufig betroffen sind Alleinerziehende. Mangelnde öffentliche Versorgungs-
einrichtungen （Ganztagskinderbetreuung, Ganztagsschulen） erlauben ihnen häufig nur, 
einen Teilzeit- oder gar Mini- oder Midijob anzunehmen. Die Expansion atypischer 
Beschäftigungsformen vertieft die geschlechtsspezifische Teilung des Arbeits-
marktes. Die Beschäftigungsquote der Frauen steigt zwar und hat zwischen 2002 
und 2012 um gut sieben Prozentpunkte von 64,3 auf 71,6 Prozent zugenommen. 
Den Preis für diese Entwicklung bezahlen sie mit schlechteren Beschäftigungsbe-
dingungen, die mit Teilzeitarbeit, Mini- und Midijobs verbunden sind. Die sozialen 
Folgen aufgrund der häufig prekären Beschäftigungen setzen sich in die Nacher-
werbsphase fort und beeinträchtigen die Lebensbedingungen auch währendder 
Ruhestandsphase. Altersarmut droht immer mehr Frauen nach Beendigung ihrer 
Erwerbstätigkeit.
Für die einzelnen Formen atypischer Beschäftigung zeigen sich branchenspezi-
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fische Einsatzbereiche. Die Schwerpunkte der Teilzeitarbeit – einschließlich der 
Mini- und Midijobs – liegen im Handel, im Gesundheitswesen und im Gastgewerbe. 
Auf Leiharbeit greifen hauptsächlich Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes und 
des Grundstücks- und Wohnungswesens zurück. Befristete Beschäftigungsverhält-
nisse werden besonders häufig im Gastgewerbe, im Bereich Erziehung und Un-
terricht sowie im Gesundheitswesen abgeschlossen. Teilweise handelt es sich um 
Branchen mit geringer Tarifbindung. Insgesamt sind gut 68 Prozent aller atypisch 
Beschäftigten in tariffreien Betrieben tätig. Somit konzentrieren sich atypische 
Beschäftigungsverhältnisse in Dienstleistungsbereichen mit hohem Frauenanteil, 
geringer Tarifbindung und niedrigem Lohnniveau. 
3.3  Gründe der Expansion 
Die Expansion atypischer Beschäftigung geht auf verschiedene Faktoren zurück, 
die die Entwicklung der einzelnen Formen in unterschiedlichem Maße beeinflusst 
haben. Gemeinsam ist allen Formen atypischer Beschäftigung, dass sie den be-
trieblichen Spielraum für einen flexiblen und Kosten senkenden Arbeitseinsatz 
erweitern. Diesen Flexibilitätsspielraum hatten die Hartz-Gesetze erweitert. Wie 
gezeigt （Kap. 3.1）, machen die Betriebe vermehrt Gebrauch von den deregulierten 
Beschäftigungsformen Leiharbeit und Minijobs. Weil es an alternativen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten mangelt, bleibt Arbeitssuchenden häufig nichts anderes übrig, 
als unsichere und schlecht bezahlte atypische Arbeitsverhältnisse anzunehmen, 
trotz der zwar gesunkenen aber immer noch hohen Arbeitslosigkeit. Diesen durch 
die ungleichgewichtige Marktsituation erzeugten Druck haben die im Zuge der 
Hartz-Gesetze verschärften Zumutbarkeitskriterien und ein verkürzter Leistungs-
bezug bei der Arbeitslosenversicherung noch erhöht. Gleichzeitig senkten die 
Hartz-Gesetze die sozialen Schutzbarrieren und ebneten den Weg für einen flexi-
blen Einsatz von Beschäftigten durch die Betriebe. Das gilt insbesondere für den 
Regelungsrahmen bei Leiharbeit sowie Minijobs. 
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Die Flexibilitätsfunktion der Leiharbeit hat sich sehr anschaulich in der Wirt-
schaftskrise 2008/09 gezeigt （Kap. 2.4）. Zusammen mit Befristungen diente sie als 
Puffer und federte saisonal und konjunkturell schwankenden Personalbedarf ab. 
Die Beschäftigungsrisiken verlagern sich auf Leiharbeitnehmer und befristet Be-
schäftigte. Stammkräfte bleiben dagegen relativ geschützt. Würden sich Betriebe 
dagegen von Stammarbeitnehmer trennen und müssten diese bei wieder anziehen-
der Güternachfrage wieder einstellen, würden ihnen nicht nur wesentlich höhere 
Kosten entstehen, sie müssten auch negative Effekte auf Produktivität und Innova-
tionsfähigkeit in Kauf nehmen. Allerdings haben Stammbeschäftigte im Tausch für 
die Beschäftigungssicherung Anpassungsleistungen bei der Arbeitszeit und/oder 
dem Einkommen zu erbringen. 
Eine andere Flexibilitätsfunktion erfüllen Teilzeitarbeit und Minijobs. Sie erlauben 
Betrieben mit stark im Tages- oder Wochenverlauf schwankendem oder ungleich-
mäßigem Arbeitsbedarf, den Arbeitseinsatz genauer mit Hilfe nur kurzer Arbeits-
zeiten bedarfsgerecht zu synchronisieren. Dadurch können sie Leerzeiten und 
Arbeitskosten minimieren. 
Beeinflusst dürfte die Expansion atypischer Beschäftigungsformen auch durch 
die nachlassende Bindekraft der Tarifverträge und die schrumpfende Reichweite 
der betrieblichen Mitbestimmung worden sein. Zwischen 2000 und 2013 ist der 
Anteil der Beschäftigten in Betrieben, in denen ein Flächentarifvertrag gilt, in 
Westdeutschland von 63 Prozent auf knapp 52 Prozent und in Ostdeutschland von 
47 Prozent auf 35 Prozent gesunken （Ellguth/Kohaut 2014）. Hinzu kommen die Be-
schäftigten in Betrieben mit Firmentarifverträgen, in Westdeutschland 8 Prozent 
und in Ostdeutschland 12 Prozent. Besonders gering ist die Tarifbindung im Gast-
gewerbe und im Handel. In beiden Wirtschaftsbereichen ist der Anteil atypisch 
Beschäftigter, vor allem Minijobber und Teilzeitbeschäftigter überdurchschnittlich 
hoch. Zudem handelt es sich bei dem Gastgewerbe um einen expandierenden Be-
reich, sodass allein ein dort konstanter Anteil der atypisch Beschäftigten für einen 
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wachsenden Anteil dieser Beschäftigten in der Gesamtwirtschaft sorgen würde.
Aber auch die Reichweite der betrieblichen Vertretungen schrumpft. In Betrieben 
ab fünf Beschäftigten3） arbeiten 43 Prozent （Westdeutschland） bzw. 35 Prozent （Ost-
deutschland） der Beschäftigten mit einem Betriebsrat. Besonders gering ist der Grad 
der betrieblichen Interessenvertretung im Gastgewerbe, dem Bereich mit hohem 
Anteil atypisch Beschäftigter. In diesem Sektor kommen geringe Tarifbindung und 
geringer Grad der Interessenvertretung zusammen. Tarifvertragliche und betrieb-
liche Regulierungen greifen hier nur bedingt und bieten den Beschäftigten wenig 
Schutz gegenüber der Ausbreitung atypischer Beschäftigungsformen.
3.4  Risiken der Prekarität
Atypische Beschäftigungsverhältnisse bedeuten, gemessen an NAV, höhere Risi-
ken sozialer Prekarität. Was aber heißt Prekarität? Der Begriff ist schillernd und 
wird recht unterschiedlich definiert und operationalisiert. Gemeint sind im Allge-
meinen heikle, unsichere und mit vergleichsweise schlechten Arbeitsbedingungen 
ausgestattete Arbeitsverhältnisse.4）Empirische Analysen, die sich auf repräsenta-
tive Daten stützen, legen zur Bestimmung einer Grenze jenseits der Prekarität 
überwiegend folgende Kriterien zugrunde: Hierzu gehören ein als subsistenzsi-
chernd geltendes Einkommen bzw. ein über der Niedriglohnschwelle liegender 
Lohn, Beschäftigungsstabilität, Beschäftigungsfähigkeit und ausreichende Absiche-
rung durch die sozialen Sicherungssysteme （Rodgers 1989; Keller/Seifert 2007）. 
Die empirische Arbeitsmarktforschung lässt keinen Zweifel daran, dass atypische 
3）　Betriebe ab fünf Beschäftigte dürfen einen Betriebsrat wählen.
4）　Castel （2011） versteht unter Prekarität Beschäftigungsformen, die von der als Nor-
malform des Arbeitsvertrages gedachten Festanstellung abweichen und bei der die 
dauerhafte Unsicherheit zu einer Organisationsform der Arbeit wird. Eine formale 
Abgrenzung gegenüber dem Normalarbeitsverhältnis würde aber ausschließen, die-
ses selbst als prekär einzustufen. 
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im Vergleich zu NAV eine Reihe von gravierenden Nachteilen aufweisen, ge-
messen an den genannten Kriterien （Brehmer/Seifert 2008）. Besonders ausgeprägt 
sind die Unterschiede bei den Stundenverdiensten. Fast die Hälfte aller atypisch 
Beschäftigten bezog 2010 einen Niedriglohn5），bei den Beschäftigten mit Normalar-
beitsverhältnis waren es jedoch nur knapp elf Prozent （Schaubild 3）. Unter den ge-
ringfügig Beschäftigten liegt der Anteil sogar bei gut 84 Prozent und bei den Leih-
arbeitnehmern bei immerhin gut 67 Prozent. Hingegen ist für Teilzeitbeschäftigte 
das Risiko, lediglich einen Prekaritätslohn zu erhalten, nur unwesentlich größer als 
bei NAVs. 
Wenn das Niedriglohnproblem in den letzten Jahren insgesamt an Bedeutung ge-
wonnen hat, dann geht diese Entwicklung wesentlich auf die Expansion atypischer 
Beschäftigungsverhältnisse zurück. 
Das Risiko der Einkommensprekarität setzt sich bis in die Phase der Nacherwerbs-
5）　Von einem Niedriglohn spricht man nach internationaler Definition, wenn der Stun-
denverdienst weniger als zwei Drittel des Medianlohnes ausmacht. Dieser Grenzwert 
lag 2010 bei 10,36 Euro pro Stunde （Statistisches Bundesamt 2012b）.
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tätigkeit fort. Je länger die Erwerbsphase, in der Beschäftigte nur einen Niedrig-
lohn erhalten und/oder arbeitslos sind, desto größer das Risiko der Altersarmut. 
Aufgrund geringer Einkommen werden nur geringe Beiträge zur Sozialversiche-
rung geleistet und wenig Entgeltpunkte erzielt. Geringe Einkommen lassen aber 
auch wenig Spielraum für Eigenvorsorge. Beschäftigte mit einem Niedriglohn, zu 
denen überproportional viele atypisch Beschäftigte gehören, investieren z. B. deut-
lich weniger in eine betriebliche Altersvorsorge （Statistisches Bundesamt 2012b）. Im 
Jahr 2010 investierten 22,2 Prozent der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
per Entgeltumwandlung in eine Betriebsrente, aber nur 6,2 % der Beschäftigten 
mit Niedriglohn. Dieses Ergebnis überrascht nicht, denn bei einem Niedriglohn 
bleibt in aller Regel wenig Raum zum Sparen. 
Systematische Unterschiede zwischen atypischen und Normalarbeitsverhältnissen 
zeigen sich auch bei dem Kriterium der Beschäftigungsstabilität. Als besonders 
instabil im Vergleich zu Normalarbeitsverhältnissen werden Leiharbeit （Kvasnicka 
2008; Brenke 2008） und befristete Beschäftigungsverhältnisse eingestuft （Boockmann/
Hagen 2006; Giesecke/Groß 2007）. Da atypisch Beschäftigte zudem beim Zugang zu 
betrieblich-beruflicher Weiterbildung gegenüber vergleichbaren Beschäftigten mit 
Normalarbeitsverhältnis benachteiligt sind （Baltes/Hense 2006; Reinowski/Sauermann 
2008; Bellmann et al. o. J.）, verstärken sich die Mehrfachbenachteiligungen zu einem 
Prekaritätszirkel, der nur schwer zu durchbrechen ist. 
Angesichts dieser empirisch gut gesicherten Befunde verwundert es nicht, dass 
atypisch Beschäftigte nur über eingeschränkte Chancen der statusmäßigen Auf-
wärtsmobilität verfügen. Vor allem Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte 
wechseln nach Arbeitsplatzverlust seltener in Normalarbeits- und deutlich häufi-
ger wieder in atypische Beschäftigungsverhältnisse als Beschäftigte, die zuvor in 
unbefristeter Normalarbeit waren （Gensicke et al. 2010）. Obwohl die beschriebenen 
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Deregulierungen die Flexibilität am Arbeitsmarkt erhöht haben, ist Statusmobilität 
eingeschränkt. Es ist sogar schwieriger geworden, aus Niedriglohnbeschäftigung in 
höhere Einkommensklassen aufzusteigen （Schäfer/Schmidt 2009; Sachverständigenrat 
2012）. Erweiterte Flexibilität bedeutet also keineswegs automatisch auch erhöhte 
Aufstiegsmobilität. Man kann von einem Flexibilität-Mobilitätsparadoxon sprechen. 
Hierfür hat die herrschende neoklassische Theorie, auf die sich die Überlegungen 
zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes stützten, bislang noch keine Erklärung lie-
fern können.
Resümierend lässt sich festhalten, dass nicht jedes atypische Beschäftigungsver-
hältnis als prekär einzustufen und umgekehrt nicht jedes NAV frei von Preka-
ritätsrisiken ist. Für atypisch Beschäftigte ist jedoch die Wahrscheinlichkeit, zu 
Bedingungen zu arbeiten, die als prekär einzustufen sind, wesentlich höher als 
für Beschäftigte in NAV. Und die Chancen, in ein NAV zu wechseln, sind einge-
schränkt, haben sich im Zeitablauf sogar verschlechtert. Für immer mehr Beschäft-
igte droht das Risiko, einen wachsenden Teil des Erwerbslebens in atypischer 
und prekärer Beschäftigung zu verbringen, hin und wieder unterbrochen durch 
Phasen der Arbeitslosigkeit.
4　Was ist zu tun? 
Sicherlich ist eine Wirtschaft, die durch ständigen Strukturwandel sowie kon-
junkturelle Zyklen mit hohen Beschäftigungsrisiken gekennzeichnet ist, auf ein 
bestimmtes Maß an Flexibilität angewiesen. Wenn es zukünftig stärker als bisher 
gelingen sollte, Anpassungen an zyklische Schwankungen ähnlich wie in der Krise 
2008/09 durch Formen interner Flexibilität, durch Kurzarbeit, Arbeitszeitkonten 
oder tarifliche Korridorregelungen abzufedern, dann dürfte sich dadurch der Ein-
satz von Leiharbeit und befristeten Arbeitsverhältnissen zurückdrängen lassen. 
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Das aber reicht bei Weitem nicht aus. Denn interne wird externe Flexibilität nicht 
völlig ersetzen können. Das gilt besonders in Phasen langandauernder strukturel-
ler Unterbeschäftigung. Beschäftigungssicherung durch interne Flexibilität ist ein 
erfolgreiches Rezept für Phasen konjunktureller vorübergehender Arbeitslosigkeit. 
Zusätzliche Lösungen sind gefordert. Lösungen, die atypischer Beschäftigung die 
Prekarität nehmen und die systematischen Benachteiligungen beim Lohn, beim 
Zugang zu betrieblich-beruflicher Weiterbildung und der Beschäftigungsstabilität 
beseitigen. Die komplexe Problemsituation aufgrund mehrfacher Prekaritätsrisiken 
erfordert umfassende, aber zugleich auch differenzierte, auf die besonderen Bedin-
gungen der einzelnen Formen zugeschnittene Lösungspakete. Allerdings erscheint 
es zweifelhaft, ob sich die Arbeitsbedingungen in jedem Fall mit denen von NAV 
gleichsetzen lassen. So ist Leiharbeit, solange sie auch dazu dient, konjunkturelle 
Schwankungen abzufedern, systematisch höheren Beschäftigungsrisiken ausge-
setzt als unbefristete NAV. In Krisenphasen fehlen wegen der bei vielen Betrieben 
gleichzeitig nachlassenden Nachfrage alternative Verleihmöglichkeiten. 
Erste Schritte, die Prekaritätsprobleme abzumildern, hat die 2013 gebildete Große 
Koalition in ihrem Koalitionsvertrag beschlossen. Am bedeutsamsten ist zweifels-
ohne die Einführung eines allgemeinen Mindestlohnes in Höhe von 8,50 Euro zu 
Beginn des Jahres 2015. Rein rechnerisch wären etwa 15,5 Prozent aller abhängig 
Beschäftigten betroffen （Amlinger et al. 2014）. Die vorgesehenen Ausnahmeregelun-
gen grenzen die Reichweite des Mindestlohnes jedoch ein.
Der Mindestlohn dürfte das Niedriglohnproblem zwar deutlich entschärfen, nicht 
aber beheben, er beseitigt auch nicht das Problem der Aufstocker, die überpro-
portional häufig （vor allem in Minijobs） atypisch beschäftigt sind.6）Ebenso wenig wird 
6）　Aufstocker sind Beschäftigte, die zwar Erwerbseinkommen erzielen, aber gleich-
zeitig Transferleistungen zur Sicherung des Existenzminimums benötigen. Ihre Zahl 
wird auf 1,3 Mio geschätzt; die Mehrheit sind Teilzeit- und Minijobber.
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er das wachsende Risiko der Altersarmut aus der Welt schaffen sondern lediglich 
etwas entschärfen. 
Notwendig wären darüber hinaus verbesserte Möglichkeiten, tarifvertragliche 
Vereinbarungen in Bereichen mit geringer Tarifbindung als allgemeinverbindlich 
erklären zu können. Hiervon würden besonders atypisch Beschäftigte profitieren, 
die überproportional in tariffreien Betrieben beschäftigt sind.
Für atypische Beschäftigung mit besonders hohen Prekaritätsrisiken ist eine Risi-
koprämie gerechtfertigt, wie sie für gesundheitlich besonders belastende oder ein-
schränkende Arbeit gezahlt wird und wie sie den Funktionsprinzipien auf anderen 
Märkten （besonders Finanzmärkten） entspricht. Denn atypische, flexible Arbeit ist 
einerseits mit systematisch größeren Beschäftigungsrisiken und Belastungen ver-
bunden als NAV. Andererseits bieten sie den Betrieben erhebliche Kostenvorteile. 
Die Benachteiligung beim Zugang zu betrieblicher Weiterbildung könnten generel-
le Ansprüche beseitigen, die über Branchenfonds finanziert werden sollten. 
Weitere Verbesserungen für Teilzeitbeschäftigte inklusive der Mini- und Midijobs, 
könnten durch ein Anrecht erreicht werden, wonach man die Arbeitszeit nicht 
nur, wie es das Teilzeit- und Befristungsgesetz vorsieht, verkürzen, sondern umge-
kehrt auch verlängern kann. Die Ende 2013 gebildete Große Koalition der neuen 
Bundesregierung plant eine entsprechende Änderung des Teilzeit- und Befris-
tungsgesetzes. Schließlich sollten die Privilegien der Minijobs bei Steuern und Ab-
gaben abgeschafft und eine Obergrenze bei der Arbeitszeit, wie sie vor den Hartz-
Gesetzen existierte, wieder eingeführt werden.
Die Prekaritätrisiken dürften schließlich in dem Maße abnehmen, wie es gelingt, 
die Arbeitslosigkeit insgesamt zu verringern. Unter Vollbeschäftigungsbedingun-
gen sinkt die Wahrscheinlichkeit, dass Arbeitsuchende Arbeitsverhältnisse mit 
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deutlich schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen, wie z. b. bei der Leiharbeit, 
als vergleichbare Stammbeschäftigte eingehen müssen; auch der überwiegende 
Teil der befristet Beschäftigten dürfte eher seinen Präferenzen nachgehen und un-
befristete Arbeitsverträge abschließen können. 
Klar ist: Wenn es nicht gelingt, die atypische Beschäftigung einzudämmen und 
Prekarität zu vermeiden, wird Altersarmut das Schicksal von Millionen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sein. Als Preis für die heutigen Kostenvorteile 
der Betriebe werden dann die Steuerzahler zukünftig erhöhte Transferleistungen 
aufzubringen haben.
5　Fazit
Flexibilität am Arbeitsmarkt hat zwei Gesichter. Einerseits sicherten Maßnahmen 
der intern-numerischen Flexibilität in der zurückliegenden Krise von 2008/09 
Beschäftigung, andererseits bewirkte extern-numerische Flexibilität das genaue 
Gegenteil und destabilisierte Beschäftigung. Diese gegensätzlichen Wirkungen 
vertieften die Spaltung am Arbeitsmarkt. Einem Segment mit relativ sicheren Ar-
beitsplätzen der Stammbeschäftigten steht ein wachsender prekärer Randbereich 
mit instabilen, schlechter entlohnten und im Hinblick auf den Zugang zu betrieb-
licher Weiterbildung benachteiligten Arbeitsplätzen gegenüber. Zudem ist soziale 
Aufwärtsmobilität schwieriger geworden. Atypische Beschäftigung dient nur be-
dingt als Sprungbrett in stabile und nicht nur niedrigentlohnte Arbeitsverhältnisse. 
Geht man davon aus, dass eine dynamische Wirtschaft, zu deren Wesensmerkma-
len nicht nur steter Strukturwandel sondern auch zyklische Bewegungen mit ho-
hen Beschäftigungsrisiken gehören, auf Flexibilität angewiesen ist, so stellt sich die 
Frage, wie der Arbeitseinsatz an diese Veränderungen anzupassen ist, ohne auf 
ein möglichst hohes Maß an sozialer Sicherheit für die Beschäftigten zu verzichten. 
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Ansatzpunkte bieten die in der Krise bewährten Formen interner Flexibilität. 
Das aber reicht nicht. Gefordert sind Lösungen, die atypischer Beschäftigung die 
Prekarität nehmen und die systematischen Benachteiligungen bei Lohn, Zugang zu 
betrieblich-beruflicher Weiterbildung und Beschäftigungsstabilität beseitigen. Ent-
scheidend ist weniger die Frage, ob NAV oder atypische Beschäftigung, vielmehr 
geht es um die Frage, prekär oder nicht. Neben der geplanten Einführung eines 
allgemeinen Mindestlohnes sind Ansprüche auf Zugang zu betrieblicher Weiterbil-
dung ebenso notwendig wie die Einführung einer armutsfesten Rente; außerdem 
Rechte, die Arbeitszeit erhöhen und zu Vollzeittätigkeit zurückkehren zu können.
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